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Nie verläßt uns der Irrtum, doch zieht ein höher Bedürfnis 
Immer den strebenden Geist leise zur Wahrheit hinan. 

Schiller, Trost. Tabulae Votivae 

 
 

Vorwort 
 

 
Das Feld der vorteilsorientierten Haftung ist zweifellos ein Bereich der 
Rechtswissenschaft, dessen Entwicklung über die vergangenen Jahrzehnte 
und schon Jahrhunderte Zeugnis von diesem Dichterwort ablegen konnte, 
und die vorliegende Arbeit erreicht viel, wenn sie in dieser großen Ge-
meinschaftsaufgabe einen leisen Schritt zur Wahrheit hinan beitragen 
kann. Wo rein intuitive, quasi aus der Natur der Sache offenbare, Lösun-
gen versagen müssen, klärende Worte des Gesetzes oftmals nur in Grenzen 
eine Leitschnur bilden und die Rechtsentwicklung somit der Dogmatik 
überlassen ist, kann die rechtswissenschaftliche Diskussion über Generati-
onen hinweg geführt werden, kann und muss ein heutiger Standpunkt, ob 
auf Einzelfragen beschränkt oder als übergreifendes System entwickelt, 
seinen Platz „standing on the shoulders of giants“ einnehmen. 

Eine Arbeit, die in dieser Weise eine Gesamtschau der Breite der zu den 
verschiedenen Begründungsmöglichkeiten wie Einzelfällen der vorteilsori-
entierten Haftung im Vertrag vertretenen Ansätze abbilden, diesen Bestand 
systematisieren und fortentwickeln möchte, setzt notwendigerweise Zeit 
und Geduld voraus – des Verfassers wie auch derjenigen, die ihrer Fertig-
stellung harren. Möglich wird sie allerdings nur durch Bibliotheken und 
die Arbeit derer, die sich hier um die Sammlung und Zugänglichmachung 
in der akademischen Gemeinschaft errungenen Wissens bemühen. An ers-
ter Stelle der Danksagungen soll daher – in keiner bestimmten Reihenfolge 
– den Trägern und Mitarbeitern der Vielzahl von Bibliotheken gedankt 
werden, deren sich der Verfasser für diese Arbeit bedienen durfte: Die 
Staats- und Universitätsbibliotheken der Georg-August-Universität Göttin-
gen wie der Universität Hamburg sowie die Bibliotheken der Juristischen 
Fakultäten dieser Universitäten, die Bibliotheken des King’s College Lon-
don, der London School of Economics and Political Science und des In-
stitute of Advanced Legal Studies in London, die Bibliothek der University 
of Chicago Law School sowie die Bibliothek des Max-Planck-Instituts für 
ausländisches und internationales Privatrecht in Hamburg. 

Zu danken ist weiter für die vielfache Förderung dieser Arbeit in aka-
demischer Hinsicht: Dank sei so gesagt Frau Prof. Dr. Christiane Wende-
horst, jetzt Wien, für die lehrreiche wie anregende Zeit der ersten wissen-
schaftlichen Beschäftigung an ihrem Lehrstuhl an der Georg-August-Uni-
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versität Göttingen, für Anstöße wie für den gewährten akademischen Frei-
raum in der Betreuung dieser Arbeit als Doktormutter sowie – insbeson-
dere – für die Geduld bis zur endgültigen Fertigstellung des Manuskripts. 
Zu danken ist ferner Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich Drobnig, mei-
nem hochverehrten akademischen Lehrer am Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Privatrecht in Hamburg, der mir die auch 
für diese Arbeit richtungsweisende Gelegenheit zur Mitarbeit am Projekt 
des Entwurfs eines Gemeinsamen Referenzrahmens gab. Mein Dank gilt 
hier weiter auch Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Christian von Bar, Osna-
brück, für die Ermöglichung der Teilnahme an den Konferenzen und Ta-
gungen der Study Group on a European Civil Code, deren Diskussionen 
von unschätzbarem Wert für die Entwicklung und Schärfung meines eige-
nen rechtswissenschaftlichen und rechtsvergleichenden Verständnisses 
waren. Dank schulde ich ferner dem Deutschen Akademischen Austausch-
dienst für die großzügige Förderung meines Auslandsaufenthalts. 

Unterstützung bedarf die Erstellung einer Arbeit diesen Umfangs eben-
so in den Bereichen, die dem Verfasser vor Bücher- und Papierbergen aus 
dem Blick zu geraten neigen: Zu besonderem Dank bin ich daher meiner 
Freundin wie meinen Eltern für die Gewährung von Rückhalt wie jeglicher 
denkbaren Unterstützung in den Jahren des Schreibens dieser Arbeit ver-
pflichtet. 

Die Länge des fertigen Manuskripts birgt schließlich besondere Heraus-
forderungen: Zu danken habe ich hier Herrn Prof. Dr. Jürgen Costede, 
Göttingen, für die Bereitschaft zur Übernahme der Zweitbegutachtung und 
deren zügige Ausführung sowie Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Jürgen Basedow, 
Hamburg, für die Aufnahme der Arbeit in diese Schriftenreihe des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht. 

Die Arbeit ist im Wintersemester 2008/09 von der Juristischen Fakultät 
der Georg-August-Universität Göttingen als Dissertation angenommen 
worden. Literatur und Rechtsprechung sind auf dem Stand Dezember 2008, 
vereinzelt konnten spätere Erscheinungen noch berücksichtigt werden. So-
fern Regeltexte des Gemeineuropäischen Schuldrechts bisher allein in der 
Entwurfsfassung des Gemeinsamen Referenzrahmens erschienen sind, ist 
auf diesen Entwurf zurückgegriffen worden, im Übrigen auf anderweitige 
Quellen wie die PECL oder PEL, soweit diese bereits in endgültiger Fas-
sung veröffentlicht vorliegen. 

 
Fischerhude, Juli 2009                Ole Böger 
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